
 

Infobrief 
 
 

„Verkauf gebrauchter Maschinen durch pauschalierende Landwirte 
ab 1. Juli 2026“ 

 

 

Wichtige Änderung bei der Umsatzsteuer 
 
Für land- und forstwirtschaftliche Betriebe, die die Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 

UStG anwenden, ist ab dem 1. Juli 2026 eine wichtige Änderung beim Verkauf gebrauchter 

Maschinen und sonstiger Anlagegüter zu beachten. 

 
 
19 % Umsatzsteuer auf Maschinenverkäufe 

Der Verkauf gebrauchter landwirtschaftlicher Maschinen und Geräte – insbesondere von 

Traktoren, Schleppern, Mähdreschern, Anhängern und vergleichbaren Wirtschaftsgütern – 

fällt grundsätzlich nicht unter die Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 UStG. 

Für entsprechende Lieferungen ab dem 1. Juli 2026 ist daher grundsätzlich die 

Regelbesteuerung mit 19 % Umsatzsteuer anzuwenden. 

Dies gilt auch dann, wenn die übrigen landwirtschaftlichen Umsätze des Betriebs weiterhin 

nach § 24 UStG pauschal versteuert werden. 

 

 

Kaufpreis richtig vereinbaren 

Bei Verkaufsverhandlungen sollte unbedingt darauf geachtet werden, dass der Kaufpreis als 

„Nettokaufpreis zuzüglich gesetzlicher Umsatzsteuer“ vereinbart wird. 

Andernfalls besteht das Risiko, dass die Umsatzsteuer aus dem vereinbarten Kaufpreis 

herausgerechnet werden muss und sich dadurch der Nettoerlös des Verkäufers vermindert. 



 

Auch Inzahlungnahmen sind betroffen. Die neue Behandlung gilt grundsätzlich auch bei der 

Inzahlunggabe einer gebrauchten Maschine beim Händler. 

 

Auch hier liegt umsatzsteuerlich eine Lieferung der gebrauchten Maschine durch den Landwirt 

vor, die grundsätzlich mit 19 % Umsatzsteuer abzurechnen ist. 

 

 

Mögliche Vorsteuererstattung prüfen 

Bei Maschinen, die erst innerhalb der letzten Jahre angeschafft wurden, kann der 

regelbesteuerte Verkauf gleichzeitig zu einem steuerlichen Vorteil führen. 

Unter den Voraussetzungen des § 15a UStG kann eine anteilige Berichtigung der ursprünglich 

nicht abziehbaren Vorsteuer zugunsten des Landwirts möglich sein. 

 

Bei beweglichen Wirtschaftsgütern beträgt der Berichtigungszeitraum grundsätzlich fünf 

Jahre. Deshalb sollte insbesondere bei neueren Maschinen die ursprüngliche 

Anschaffungsrechnung aufbewahrt und vor dem Verkauf geprüft werden. 

 
 
Der Lieferzeitpunkt ist entscheidend 

Für die Abgrenzung der neuen Regelung kommt es grundsätzlich auf den Zeitpunkt an, zu 

dem die Lieferung tatsächlich ausgeführt wird. Maßgeblich ist insbesondere die Verschaffung 

der Verfügungsmacht an der Maschine. 

Der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses, der Rechnungsstellung oder der Bezahlung ist allein 

nicht entscheidend. 
 
Unsere Empfehlung 
 
Bitte informieren Sie uns vor dem Verkauf oder der Inzahlunggabe einer Maschine oder eines 

sonstigen betrieblichen Anlageguts. Wir prüfen für Sie die umsatzsteuerliche Behandlung, eine 

mögliche Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG sowie die korrekte Rechnungsstellung. 

 



 

 

Rechtsgrundlagen: 
§§ 15a, 24 UStG; BFH, Urteil vom 17.08.2023 – V R 3/21; BMF-Schreiben zur Anwendung der 

Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 UStG und zur Behandlung der Veräußerung von 

Wirtschaftsgütern des land- und forstwirtschaftlichen Unternehmensvermögens. 

 

 

Auch hier gilt:  
Dieser Artikel kann eine Beratung durch Ihre Steuerberaterin / Ihren Steuerberater nicht 
ersetzen. Bitte kontaktieren Sie diese / diesen und holen Sie sich einen auf Ihren 
Einzelfall zugeschnittenen Rat ein. 
 

 
Stand: August 2026 / mc 

 


